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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.02.1979 

Geschäftszahl 

1752/77 

Rechtssatz 

Gemäß § 213 Abs 2 LAO NÖ ist die Abgabenbehörder zweiter Instanz berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Abgabenbehörde erster Instanz zu setzen 
und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern oder die Berufung als unbegründet 
abzuweisen. Allerdings findet die hier normierte Abänderungsbefugnis der belangten Berufungsbehörde dann 
eine Grenze, wenn ein Eingriff in die sachliche Zuständigkeit der Abgabenbehörde erster Rechtsstufe vorliegt. 
Denn § 213 Abs 2 LAO NÖ setzt die Identität der Sache im erstinstanzlichen Verfahren und im 
Rechtsmittelverfahren voraus (Hinweis E 4.11.1953, 1708/51, VwSlg 841 F/1953). 
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